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Kontinuierliche Leser werden bemerkt haben, daß wir in letzter Zeit 
ständig an der Aufmachung des "telegraph" herumbasteln. Das wird wohl 
noch einige Nummern dauern. Im Endeffekt haben wir vor, auf der 
Titelseite ein Bild unterzubringen. Wir versuchen damit der gestiege- 
nen Reizschwelle der Leser angesichts der bunten Blätterflut gerecht 
zu werden und die einzelnen Nummern unterscheidbar zu machen. Mehr an 
Zugeständnissen wird es aber nicht geben. _ 
"Liebe Leute", schreibt ein Leser, “bei allem Verständnis für 
Schwierigkeiten! 10 Tage nach Redaktionsschluß erst das Heft zu 
bekommen, ist blamabel. Wenn Ihr nicht schneller werdet, ist das sehr 
schade. Kalter Kaffee wird gerade in dieser Zeit. nicht mehr heiß, 
auch wenn man ihn nun drucken läßt." 

Die Beschwerde ist schon berechtigt und durchaus kein Sonder- 


fall. Es gab bisher ein "Gruppenvertriebssystem, das nach der "Wende" 


‘ dem Herzen gesprochen. 


in sich zusammengebrochen ist, wie so vieles Schöne und weniger 
Schöne. Der Neuaufbau eines regulären Vertriebssystems bereitet uns 
organisatorisch einige Schwierigkeiten. ‘Mal abgesehen von hoffentlich 
bewältigten Problemen mit der Druckerei und dem Buchbinder: Der 
Vertrieb wurde bisher vor allem durch zwei Mitarbeiterinnen bewäl- 
tigt, die schon als hauptberufliche Krankenschwestern genügend Streß 
haben. Und mittlerweile sind es halt an die 1.000 Briefumschläge, die 


"ehrenamtlich" gekauft (wo denn!), frankiert und abgeschickt werden 


wollen. Auf den Postzeitungsvertrieb, der derzeitig von westlichen 
Medienkonzernen unterminiert wird (siehe dazu unseren Bericht und 


Kommentar) können und wollen wir uns nicht verlassen. Wir müssen also 


die Leser um etwas Geduld bitten, bis wir eine Lösung gefunden haben. 

Auf einen grundsätzlicheren Kommentar haben wir diesmal verzich- 
tet. Es gäbe natürlich einiges zu sagen, zum Schnur-Artikel des 
Stern, zum Fall Böhme, zum Fall der Mark (auch wir möchten 1:0 
vorschlagen), zu den Koalitionsverhandlungen, zur SPD ("Warum heißt 
die SPD eigentlich SPD...?") und vieles mehr. Die Ostberliner TAZ 
brachte neulich den Satz in Erinnerung, mit dem Liebermann den 
Einmarsch der Nazis durchs Brandenburger Tor kommentierte: "Ich kann 
gar nicht so viel essen wie ich kotzen muß!" Die paradiesisch- 
chaotische Zwischenzeit vom einem Herrschaftssystem zum anderen 
nähert sich halt ihrem Ende. Über Grundsätzliches also beim nächsten 
mal mehr, für diesmal hat uns das neuerschienene Blatt "Anzeiger" aus 
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wozu braucht ein Polizeirevier 


unterirdische Gänge? 
Tunnel zu einer VP-Inspektion wurde in Berlin entdeckt 


Wer ein Haus besetzt, hat, ebenso wie ein Besitzer, an dessen Zustand 
ein größeres Interesse als ein Mieter. Besetzer werden sich um den 
Zustand des Daches Sorge machen, aber auch, wenn es neben ihrem 
Keller heftig rauscht. Letzteres wiederfuhr den Besetzern der 
seinerzeit schlagzeilenträchtigen Schönhauser Allee 20. Sie brachen 
die Kellerwand zum nebenliegenden leerstehenden Haus auf und fanden 
einen knietief. unter Wasser stehenden Keller. Nachdem der Haverie- 
dienst den Keller abgepumnpt hatte, entdeckten die Besetzer an der 
Wand in Richtung des nahegelegenen Polizeireviers ein gußeisernes 
Türchen, das in einen ovalen Tunnel führt. Der Tunnel endet offenbar 
vor der Wand der Volkspolizeiinspektion Prenzlauer Berg mit einem 
weiteren Türchen, das allerdings mit Schweißpunkten versehen und nur 
mit Gewalt zu öffnen ist. 

Ein ehemaliger Mieter gab uns den Hinweis, daß der Tunnel wahr- 
‘scheinlich vor 1981 noch benutzt wurde. Anders wäre das plötzliche 
Erscheinen einer Gruppe von Polizisten auf dem Hof der Schönhauser 
Allee 20 nicht zu erklären gewesen. Ebensowenig wie die polizeiliche 
Überprüfung vor Zuweisung der Wohnung. | 

Offenbar handelt es sich wm einen Fluchttunnel aus noch unter 
dem Zellenbereich der VP-Inspektion gelegenen Räumlichkeiten unklarer 
Bestimmung. Schon früher fiel auf, daß entsprechenden Kellerräume der 
Inspektion zur Straße hin zugemauert sind. Es gibt Spekulationen über 
eine Untertunnelung des gesamten jüdischen Friedhofs, bzw. eine 
Verbindung zu dem bereits in der Nazizeit gebauten dreistöckigen 
unterirdischen Bunker unter der Metzer Straße. Letzterer wird in 
regelmäßigen Abständen von als Transportpolizisten uniformierten 
Männern durch den Zugang einer ehemalige Toilette besucht. 

Die Angelegenheit könnte sich natürlich als wöllig harmlos 
herausstellen. Aber eine Untersuchung durch eine unabhängige Komis- 
sion scheint im Interesse der öffentlichen Sicherheit vor Staatssi- 
cherheitsnachfolgern dringend notwendig. 


Berliner Verlag sucht ausländische 
Beteiligung | | 
"Im Dezember haben wir das Problem in dieser Schärfe nicht gesehen” 


Das Hamburger Nachrichtenmagazin "Spiegel" hat in einer redseligen 
Stunde einmal gestanden, daß dem DDR-Bürger nach der wirtschaftlichen 
Öffnung mit Sicherheit alles unter dem Arsch weggekauft wird, was 
nicht niet- und nagelfest ist. Und so geschieht es auch. 

Jetzt aber geht es bereits an das, was als eine der wenigen 
Errungenschaften der "Revolution" galt, die Pressefreiheit. Im Geist 
der Zeit wird sie keineswegs adminstrativ verboten, sondern schön 
langsam kommerziell abgewürgt. Der "Spiegel", neuerdings in Flei- 
scher-, Papierläden oder Drogerien der DDR zu erstehen, brachte am 
letzten Montag auch diese Nachricht: Die Verkaufsverhandlungen des 
PDS-eigenen Berliner Verlag ("Berliner Zeitung", "BZ am Abend", "FF 
dabei", "Für Dich”, "NBI" etc.) ständen kurz vor dem Abschluß. 

Das .Ende März in eine GmbH umgewandelte Unternehmen, ’heißt es im 
"Spiegel", braucht monatlich einige Millionen Mark Subventionen und 
wird damit zu teuer für die PDS-Parteikasse. Der PDS-Medienexperte 


‚Lothar Bisky beauftragte den Düsseldorfer Unternehmen- und Konkurs- 


verwalter Friedrich-Wilhelm Metzeler mit der Verhandlung mit Westver- 
lagen. Gesprochen wird mit Springer, Bauer, Gruner & Jahr und der 
WAZ-Gruppe. Gruner und Jahr ist nur an "FF Dabei" interessiert, deren 


Redaktion diese Liebe erwidert. Springer möchte ebenfalls nur 


Einzelredaktionen erwerben, unter anderem die "Berliner Zeitung". 
Demgegenüber möchte die PDS weiterhin den Gesamtverlag verkaufen, 
dabei aber 51% der Anteile behalten. Ihr Wunschpartner ist derzeit 
der Essener Verleger Günther Grotkamp mit seiner WAZ-Gruppe. 

Da der "telegraph"' bereits im Dezember über Verhandlungen des 
Verlagsleiters mit Springer und anderen berichtet hatte und sich 
dafür ein fettes Dementi einhandelte, waren wir auch an der neuen 


‘ Sachlage um den Berliner Verlag interessiert. 


Diesmal leugnete Dr. Pankau von der Verlagsleitung nicht die 
Verhandlungen. Tatsächlich stehe seit Dezember im Auftrag des 
Verlages und der PDS-eigenen Vermögensgesellschaft die Düsseldorfer 
Anwaltsfirma . Metzeler in Verhandlung mit verschiedensten Verlagen, 
unter anderem der WAZ-Gruppe und dem Jahreszeiten-Verlag, aber auch 
britischen Gesellschaften. Pankau betonte, daß unternehmerischer 
Handlungszwang bestehe. Nicht so sehr, weil der Zeitungspreis zu 
niedrig sei. Die neuen Preise sind so kalkuliert, daß der Verlag 
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damit wirtschaftlich arbeiten kann - gleichbleibende Auflagenhöhen 
vorausgesetzt. Aber eben die Auflagen werden nach dem massenhaften 
"Einbruch von Westblättern kaum zu halten sein. 

Die Flut der Westzeitungen zu Dumpingpreisen gefährdet die 
Auflagen besonders der Illustrierten des Berliner Verlags, meint Frau 

Chefredakteurin der Frauenzeitschrift "Für Dich”. "Wo Sie 
hinkommen, in eine Drogerie oder in einen Laden für Stopfgarn, lauter 
bunte Illustrierte, die schön aussehen, mehr Seiten haben, attrakti- 
ver sind. Da kommen wir mit unserem Druck und unseren Farben nicht 
mit. Unsere Druckerei hat völlig veraltete Technik, sowohl von der 
Qualität als auch vom Seitenumfang. Die Maschinen können nur 48 
Seiten drucken. Wir finden keine adäquate Druckerei ohne eine 
westliche Beteiligung. Die Zeitschriften werden zuerst sterben. 
Zurück bleibt dann nur‘ ein Rumpfverlag." 

Den Druck benennt auch Dr. Pankau als besonderen Engpaß. Infolge 
der Zentralisierungspolitik früherer Zeiten sei der Verlag hier 
ebenso wie auf dem Vertriebssektor nicht eigenständig. Der Postzei- 
tungsvertrieb, der in der DDR das Vertriebsmonopol hat, zeigt sich 
nicht willens und in der Lage, die Abonnenten rechtzeitig zu belie- 
fern. Hinsichtlich der Zeitschriften nimmt das besonders gravierende- 
re Ausmaße an. In bestimmten Kreisen und Bezirken werden sie einfach 


nicht mehr ausgeliefert. Während die Westverlage Sonderprämien für 


den Vertrieb ihrer Blätter an die Angestellten des PZV bezahlen, 
bleiben DDR-Zeitschriften oft verschnürt in den Verteilerämtern 
"liegen. Von der "Weltbühne" wird gar im Süden konsequent erzählt, sie 
sei eingestellt worden. 

Hinzu kommt, daß Westverlage mittlerweile in der DDR Scheinfir- 
men gründen, die in riesigen Auflagenhöhen Hochglanzprodukte wie zum 
Beispiel Programmzeitschriften, auf den ,DDR-Markt werfen. 

- Entgegen den mehr theoretischen Debatten über freie Marktwirt- 
schaft, Privateigentum oder Kommunalisierung im Dezember stellt sich 


das Problem der Beteiligung von westlichen Anbietern jetzt für den 


Berliner Verlag in voller Schärfe als eine Überlebensfrage. 


Frau von "Für Dich" meint: "Wir suchen nach "Lösungen, um 


einerseits die u zu bekommen, um konkurrieren zu können, 


andererseits unsere redaktionelle Tendenz, unseren Inhalt zu bewah-. 


ren. Denn sonst brauchte es ja unsere Zeitschrift nicht mehr zu 


geben. Noch eine von diesen bunten, flachen Zeitschriften halten wir 


nicht für nötig." 
Ich fragte Dr. Pankau, ob er nicht befürchte, daß Konzerne wie 


\ 
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der Springer Verlag oder die WAZ-Gruppe auf die Tendenz des Berliner 
Verlages Einfluß nehmen. 

"Nein", meinte Dr. Pankau, Rückwirkungen auf die Verlagspolitik und 
das Profil der Blätter fürchte er nicht. "Teilhaberschaft ist eine 
rein geschäftliche Angelegenheit. Selbst in solchen Ländern wie der 
BRD gibt es den Tendenzschutz und es gibt auch andere Rechtsformen 
und Möglichkeiten, um die Tendenz der Blätter abzusichern. Bei uns im 
Haus sind wir gegenwärtig dabei, uns durch Verlags- und Redaktions- 
statut in .dieser Hinsicht abzusichern, wo durch ein Höchstmaß an 
belegschaftlicher, gewerkschaftlicher, redaktioneller Mitbestimmung 
und Mitgestaltung sozusagen die Tendenz der Blätter festgeschrieben 
wird. Ich weiß aus den Angeboten aller Anbieter, daß niemand die 
erklärte Absicht hat, sich in die politische Tendenz der Blätter 
einmischen zu wollen. Die Anbieter verfolgen, - wie das international 
auf dem freien Markt üblich ist, nur kommerzielle Interessen. Und wir 
werden auch nır solche kommerziellen Verbindungen und Beziehüngen 
eingehen, die unseren Wünschen entsprechen und für uns vorteilhaft 
sind." ? 

Ich sagte höflich "Ihr Wort in Gottes Ohr" und schloß das 
Gespräch ab. Es gibt leider eine lange Reihe Erfahrungen, daß 
kommerzielle Interessen auch mit Hilfe von politischen Machtstruktu- 
ren durchgesetzt werden, bei denen gewisse Medien keine unbedeutende 


Rolle spielen. r.1. 


Postzeitungsvertrieb blockiert 
Alternaivblätter 


Ist es Marktwirtschaft, Bestechung oder Zensur? 
Unübersehbar hat sich die Medienlandschaft in der DDR seit einigen 


‘ Wochen verändert. 


Trotzdem dürfte es manchem entgangen sein,‘ daß es neben den Bild- 
Schlagzeilen auch neue Publikationen aus der DDR gibt. Wesentlich 
beteiligt an der Desinformation scheint der Postzeitungsvertrieb 
(PZV) zu sein, der absolute Vertriebs-Monoplist der DDR. Er entschei- 
det letztendlich über die Auflagenstärke einer Zeitung (Zeitschrift). 
Nach eigenen Angaben richtet sich diese Entscheidung nach dem 
Interesse der Leser, d.h. nach der Anzahl der Abonnenten bzw. der 
verkauften Exemplare (sollten wir jedenfalls meinen). Offenbar gibt 
es aber noch andere wichtige Kriterien bei einigen Zeitungsverkäu- 
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fern, denn manche Publikationen, vorzugsweise alternative, sind nur 
als schmale Streifen zu sehen (Begründung ‚Platzmangel) oder sie 
erscheinen überhaupt nicht in der Auslage und die ausgelieferten 
Exemplare werden postwendend zurückgesandt. Welche Gründe es dafür 
gibt - sind es die höhere Beteiligung am Gewinn bei West-Zeitungen 
oder die politischen Auffassungen der Verkäufer -, ist schwer nach- 
vollziehbar (siehe auch Artikel zum Berliner Verlag). Die Folgen sind 
jedenfalls dieselben. Treten solche Erscheinungen gehäuft auf, 
beeinflussen sie die Verkaufszahlen und damit die Existenz der 
Zeitungen. 

Die Möglichkeiten der Manipulation sind damit aber noch lange 
nicht ausgeschöpft. Einige Zeitungsverkäufer in Ostberlin berichte- 
ten, daß sich z.B. die "taz" bei ihnen gut verkauft und sie deshalb 
die Bestellung beim PZV erhöhten. Zwei Wochen danach hatte sich an 
der Belieferung noch nichts geändert. Aus südlichen Bezirken berich- 
ten Leser von "Die Andere", daß sie die Zeitung 14 Tage zu spät 
erhalten. Einziger Kommentar der Verantwortlichen beim PZV: "Das 
können wir uns nicht vorstellen." 

Ob hier die alten bürokratischen Hürden oder andere Interessen 


bremsen, das Fazit bleibt wieder dasselbe. Was gelesen wird, ent-. 


scheidet nicht der Leser, sondern der Vertreiber. 

Auch der "telegraph" scheint wieder mal an eine Schranke der 
Bürokratie gestoßen zu sein. Was für die "Weltbühne" machbar ist, 
Versand durch die Post ohne Umschlag mit Adressenaufkleber, scheint 
für uns aus unerfindlichen Gründen unmöglich. t.s. 


Nazıiüberfälle häufen sich 


In der Nacht vom 5./6. April wurde das besetzte Haus in der Adalbert- 
straße/Berlin Mitte von Faschisten angegriffen. Sie warfen Steine in 
mehrere Räume. Dabei gingen Scheiben zu Bruch, schlafende Kinder 
wurden durch Steine gefährdet. 

Es besteht die Gefahr, daß die Faschisten an unvorbereiteten Tagen, 
außerhalb von Fußballterminen, intensiv versuchen, besetzte Häuser 
anzugreifen. Das wurde auch deutlich, als 12 Faschisten mit Gasmasken 
und SS-Mützen am 4. April ein besetztes Haus überfielen und dabei 
eine Frau krankenhausreif schlugen. Es bedarf in Zukunft einer 
stärkeren Öffentlichkeitsarbeit und des Schutzes aller angriffsrele- 
vanten Objekte. Vor allem am 20. April sollten alle antifaschisti- 
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schen Kräfte gegen geplante und spontane Faschistenveranstaltungen 
vorgehen. Am 20. April soll beipielsweise ein FAP-Treffen in einem 
Treptower Lokal stattfinden. Es muß verhindert werden. 

Die Polizei verhält sich gegenüber nazistischen Exzessen oft 
sehr zurückhaltend, manchmal sogar sypathisierend. Das scheint auch 
der Fall zu sein bei einer Auseinandersetzung zwischen einem gewissen 
Andre X. und einem Nazi-Skin im Thälmann-Park. Andre X. brachte den 
Skin zu Fall und beraubte ihn seiner symbolträchtigen Schuhe. Andre 
X. wurde kurz darauf von der Polizei gestellt und inhaftiert. Bei der 
folgenden Haussuchung beschlagnahnte die Polizei eine Gaspistole und 
Signalraketen. Andre X. sitzt in U-Haft und erwartet eine Anklage 
wegen Körperverletzung und Waffenbesitz. act. 


Von der Stasi zur 
"PBrtremi smusbekämpfung"' 


Viele Menschen in der DDR haben die Illusion, daß nach der Abschaf- 
fung der Stasi/Nasi auch die Ablehnung der Schaffung eines Verfas- 
sungsschutzes, die Schnüffelei und die Sonderabteilungen aufgelöst 
wären. Aber schon vor 'einigen Monaten beobachteten Oppositionelle 
erneut Observation mit geheimen Fotokameras. Nicht nur das Bürgerko- 
mitee zur Auflösung der Stasi, auch die Initiative der unabhängigen 


Gewerkschaften, die Umwelt-Bibliothek Berlin und viele andere Gruppen 


werden wieder ganz in alter Manier bespitzelt. 

Bekannt wurde, daß 200 ehemalige Stasi-Mitarbeiter in das 
Ministerium für Innere Angelegenheiten (MfIA), Abteilung Extremismus, 
übernommen wurden. Am 29.3. plauderten in der Zeitung "Junge Welt" 
Mitarbeiter der Abteilung. Die potentiellen Staatsretter wollten 
ihren Namen nicht nennen, da sie "...auf den Feld des Extremismus 
agieren müssen..." (Irgendwoher kennen wir das doch!) 

Die "Extremismusbekämpfer" beschwerten sich über die Bürgerkomi- 
tees, da sie bockig sind und auf einigen Stasiakten sitzen, die das 
MfIA noch nicht hat. Wörtlich:"...ohne das Materialarchiv der Stasi 
stehen wir auf dem Schlauch!" Beim Bundesnachrichtendienst haben die 
Kollegen gelernt, indem sie die alte Saga von der gegenseitigen 
Bedingtheit von Links- und Rechtsextremismus erzählen: 

..Gewalttendenzen nehmen zu. Im rechten Spektrum lassen sich 
zum Beispiel Verbindungen zur Nationalistischen Front in der BRD 
nachweisen.. Zunehmend sind die Grenzen von Teilen der DDR-Skin- 
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und Fascho-Szene zu extremistischen Organisationen Westdeutsch- 
lands fließend. Im linken Spektrum (als derzeit bekanntester 
Punkt die autonome Antifa) scheint die Bereitschaft zu wachsen, 
Gewalt zu akzeptieren. Sowohl links als auch rechts besteht hier 
die Möglichkeit, daß Terrororganisationen ihr Rekrutenfeld in 
der DDR entdecken." 
In der Tat eröffnet sich die Frage, ob diese Alt- und Neu-Stasis mit 
friedlichen Mitteln belehrbar sind. Die Antonome Antifa zu nennen und 
in einem Satz später vom Rekrutenfeld DDR für "Terrororganisationen" 
zu sprechen, bedeutet eine Brandmarkung der Antifas und aller 
radikalen Linken. 

‘ Die Funktion dieser Denunziation ist klar: Wenn erst einmal die 
entsprechenden Gesetze da sind (oder übernommen werden) und die 
innenpolitische Lage in der DDR reif ist, sind die Linken dran. Was 
die Stasi früher mit der Opposition vorhatte, wissen wir inzwischen. 
Was die ehemaligen Stasi-Mitarbeiter mit den "Extremisten" vorhaben, 


verrieten sie nicht. Ich vermute, wenn ich ihre Zusammenarbeit mit 


dem BKA bedenke: Isolierhaft für KäuferInnen bestimmter Wecker 
Isolierhaft für Redakteure bestimmter Zeitungen 
Berufverbot für Anhänger bestimmter Anschauungen. 
Reminiszenz an das Ulbricht-Regime. Oder halt bürgerliche "Demokra- 
tie". Aber das ist ja’fast das gleiche. Die Schlußfolgerung unserer 
alten und neuen Kämpfer gegen ‘den "Extremismus"?: "Verfassungs- 
schutz!" Natürlich, was sollte Stalinisten sonst einfallen. 
Es ist schon ergreifend, die Logik der Ex-Stasis. Wenn sich Menschen 
gegen Faschismus wehren und somit gegen Gewaltakzeptanz, Rassismus 
und Sexismus mobilisieren, ist das extremismusverdächtig. Antifa- 
schismis gleich Gewalt. Logisch. In Dresden hieß es, die Vereinigte 
Linke fordert durch ihre Politik Gewalt heraus. In Berlin meinen 
Beamte, die Besetzer "ziehen Nazi-Skins an". 


Vielleicht ist es auch nur die späte Rache der Ex-Stasimitarbei- 


ter an ihrem ehemaligen Chef Mielke. Da ist doch wirklich ein Mensch, 
der vor langer Zeit mal Antifaschist war und einen Faschisten getötet 
haben soll, Minister geworden. art, 


In welche Kneipe darf man/frau 
noch gehen? 
Wenn man/frau eine fünftägige Arbeitswoche hinter sich gebracht hat, 
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ist es nur recht und billig, sich den Arbeitsstreß mit ein paarı 
Bieren herunterzuspülen. So jedenfall dachte die Berlinerin Michi R., 
als sie sich an einem Freitag Ende März dafür ausgerechnet die 
Friedrichshainer Kneipe Müggeleck aussuchte. Zunächst einmal schien 
sie den Leuten am Nebentisch nicht zu passen. Nach einer Reihe von 
rechten Sprüchen wandten sie sich direkt an Michi: "Was stellst du 
denn dar?... Bist du überhaupt 'ne Frau?... Hast du überhaupt 'ne 
Brust?" Als Michi diese Anmache zurückwies, hielt ihr einer der Typen 
beim Gehen eine Gaspistole unter die Nase. 

Michi scheint aber noch nicht richtig begriffen zu haben, denn 
sie entschloß sich dann mit der hinzugekommenen Schwägerin und dem 
Bruder ausgerechnet in die Kneipe "Frankfurter Allee Süd" zu gehen. 
Dort geschah zunächst, nichts ungewöhnliches. Nur nachdem Michi zum 3. 


Mal auf der Toilette gewesen war, stürzte plötzlich von irgendwoher 


ein Klo-Mann auf sie zu, packte, schüttelte sie hin und her und 
knallte sie gegen eine Telefonzelle. Unter wüsten Beschimpfungen 
stellte sich heraus, daß dies eine Pachttoilette sei und Michi das 
übersehen hatte. 

Das sprach sich offenbar schnell in der Kneipe herum, denn 
zurückgekehrt wurde ihr vom Nebentisch zugerufen: "Ihr Schmuddels, 
zahlt gefälligst richtig!" Als Michi versuchte, den Sachverhalt 
aufzuklären, blickte sie zum zweiten Mal an diesem Abend in eine 
Gaspistole. Sie riß in panischer Angst ihre CS-Gas-Spraydose aus der 
Tasche und sprühte um sich. 

Nun ging der Aufruhr an den anderen Tischen los. Da ein großer 
Teil der Kneipen-Besucher vom Aussehen her Nazi-Skins waren, zogen 
die drei es vor zu gehen. Draußen wurden sie aber bereits erwartet. 
Drei Nazi-Skins schlugen auf Michi ein. Der Bruder versuchte sie u 
schützen und rief den Typen zu, daß sie eine Frau nicht schlagen 


sollten. Das wurde so honoriert, daß sich die mittlerweile herbeige- 


strömten 25-30 Nazi-Skins ihm zuwandten. Nach Hieben, Schlägen und 
Tritten in Rippen und Nieren lag der Bruder nach Sekunden regungslos 
auf dem Boden. Mit der Bemerkung "Der hat genug! zogen die doitschen 
Männer ab. 

Derweil versuchte die Schwägerin in der Kneipe Hilfe zu bekommen 


. bzw. die Polizei anzurufen. Das Kneipenpersonal ließ das nicht zu und 


verschloß die Eingangstür. Als die Schwägerin dann doch über einen 


"öffentlichen Fernsprecher die Polizei erreichte, erhielt sie auch nur 


eine vage Zusage. Und YFichtig, auch nach einer halben Stunde war von 
der Polizei noch nichts zu sehen. So schleppten die beiden Frauen den 
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Niedergeschlagenen nach Hause. 

Übrigens ist es Michi R. bis heute nicht gelungen, über den 
Gaststättenleiter eine Klärung der Hilfe-Verweigerung des Kneipenper- 
sonals zu bewirken. Offenbar deckt er seine Kollegen. Es ist zu 
hoffen, daß Michi R. das Kneipenpersonal verklagt. d.Ww. 


+" Stopt die Mafja im Rat!” 
Unfähigkeit, Sachzwänge oder Sabotage? 


"Stopt die Mafia im Rat!" ruft eine Inschrift an einem Laden im ® 
Berliner Stadtbezirk Prenzlauer Berg den Passanten zu. Wir hatten 
bereits über dubiose Verbindungen zwischen den Räten der Ostberliner 
Stadtbezirke und Westberliner Immobilienfirmen berichtet. Im Stadtbe- 
zirk Prenzlauer Berg versuchte die selbst nach Westberliner Verhält- 
nissen unseriöse Firma Data Domizil Fuß zu fassen, was allerdings 
insbesondere durch die Intervention des Neuen Forum nicht gelang. Ein 
Nachweis, daß sich Mitglieder des Rates des Stadtbezirks Prenzlauer 
Berg auf nähere Beziehungen zu dieser oder einer anderen Firma / 
eingelassen hatten, ‘gelang damals nicht. Und das, obwohl klar stand, 

daß sowohl Gewerbetreibende als auch Bürgerinitiativen und andere . 
gesellschaftliche Organisationen seit Monaten vom Stadtrat für 
Wohnungsangelegenheiten Wiesicke konsequent an der Nase herungeführt 
wurden. Jener Stadtrat Wiesicke übrigens, dies ist eine besondere 
Delikatesse, war zuvor Stadtrat für Innere Angelegenheiten. Mit fast 
schon bewundernswerter Glätte konnte er sich bis dato sämtlichen 
Vorwürfen aus seiner früheren ‘Amtszeit entziehen, obwohl alle 
Indizien auf eine gravierende Beteiligung an Wahlfälschungen und 
Stasiaktionen gegen Bürger deuten. 

Auch nachdem der Runde Tisch des Stadtbezirks in eine Gewerbe- G | 
raumkommission eigene Beobachter entsandt hatte, ist die Vergabe dr ° 
größtenteils leerstehenden Erdgeschoßzonen im Prenzlauer Berg noch 
nicht in Gang gekommen. Das liegt zum einen an objektiven Schwierig- 
keiten. Betrieben, die seit Jahrzehnten Ladenräume als billigen 
Lagerraum für irgendwelches Gerümpel nutzen, kann nicht gekündigt 
werden. Hinzu kommt, daß sich die Kommunale Wohnungsverwaltung nicht 
' in der Lage zeigt, der Gewerberaumkommission die zu einer kompetenten 

Entscheidung erforderlichen Daten zu liefern. 

Hier beginnen aber schon wieder subjektive Momente. Der Beobach- 

ter kann sich nicht dem Verdacht entziehen, daß die KWV sehr bewußt 
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als sabotierendes Element eingesetzt wird. Eigenartig bleibt es auch, 
daß die Gewerberaumkommission sich am Telefon verleugnen läßt und 
Antragsteller an die KWV weiterreicht, wo sie dann endgültig rausge- 
schmissen werden. Sollte hier durch eine vielarmige Krake die Vergabe 
eines Großteils der Gewerberäume bis zu dem Zeitpunkt verschoben 
werden, an dem westliche Firmen den Zugriff bekommen? 

Ein eigenartiges Spiel führt auch der Stadtbezirksarzt Dr. 
Lengsfeld durch. Medizinische Mitarbeiter aus einer Reihe von 
Polikliniken und Krankenhäusern informierten den Runden Tisch, daß 
einer Information von Lengsfeld folgend, Ärzte und Zahnärzte in jedem 
Fall vor dem.18. März einen Antrag auf eine ärztliche Niederlassung 
stellen sollten. Niemand wisse, wie es weitergehe, hieß es, und ob es 

nach dem 18. März noch Geldgeber für die bisherigen medizinischen 
Einrichtungen gebe. Prompt konnte Dr. Lengsfeld dem Runden Tisch mit 
einer riesigen Anzahl von Anträgen auf Privatpraxen aufwarten. Auf 
die Enthüllung der medizinischen Mitarbeiter reagierte er hektisch, 
kam aber schließlich mit der Entschuldigung, er habe für den Fall 
einer Umstellung für die weitere Beschäftigung der bisherigen Ärzte 
sorgen wollen. 

Das ist natürlich möglich. Ebensogut ist aber möglich, daß Dr. 

Lengsfeld den Runden Tisch demnächst mit der Nachricht vom Zusammen- 
bruch des bisherigen medizinischen Systems infolge allgemeiner 
Privatisierungstendenzen überraschen wollte und zunächst erfolgreich 
die Blockade von Gewerberäumen betreibt. 
Sollten also doch diejenigen recht haben, die im Rat des 
Stadtbezirks Prenzlauer Berg eine Mafia vermuten, die sowohl im 
Auftrage westlicher Interessenten als auch zum Wohle ehemaliger 
Stasimitarbeiter tätig ist? ee 
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Wir haben bereits beim letzten Mal durch den Abdruck von zwei 
Presseerklärungen den Konflikt zwischen Grüner Partei und Unabhängi- 
gen Frauenverband dargestellt. Weil der Frauenverband nicht aufgepaßt 
hatte, waren überall als SpitzenkandidatInnen des Wahlbündnisses 
zwischen Grünen und UFV Grüne aufgestellt worden. Da das Bündnis nur 
8 Volkskammerplätze gewann, beansprucht jetzt, formal rechtmäßig, die 
Grüne Partei alle 8 Plätze für sich. Dazu die folgende Dokumentation: 
offener Brief 


des Kreisverbandes der Grünen Partei Meißen an die Volkskanmerabge- 


ordneten der Grünen Partei 


Liebe FreundInnen 

Auf ‘dem Halleschen Parteitag beschlossen unsere Delegierten ein 
umstrittenes, bemerkenswertes, denkwürdiges, vielfach beächtetes und 
für verschiedene Leute hoffnungsträchtiges Wahlbündnis. Die Mtivla- 
gen für die damals getroffene Entscheidung ‚mögen vielschichtig 
gewesen sein. Der Kreisverband Meißen allein kann sie nicht rekapitu- 
lieren. Auch verfügen wir über keinerlei Dokumente, die zum konkreten 
Inhalt des Wahlbündnisses Auskunft geben könnten. 

Doch selbst wenn uns alles vorläge, was sich um das Wahlbündnis 
Grüne Partei/Unabhängiger Frauenverband rankt, so würde es uns jetzt, 
nach dem Tag X, nicht weiterhelfen. 

Welcher Grüne hätte bei der Aufstellung der Kandidatenlisten auch 
vermutet, daß nicht einmal jeder Bezirk eine MandatsträgerIn in die 
neue Besatzung des Hohen Hauses entsenden könnte? 

Die SpitzenkandidatInnen der Liste 16 stets aus den Reihen der 
. Grünen Partei zu nehmen, war sicherlich und in jedem Fall begründet 
und vielleicht auch berechtigt, es war aber ganz sicher nicht mit der 
| Eigenschaft behaftet, die viele AnderswählerInnen uns PORNEEE SR Las 


war nicht alternativ. 


Nun ist das passiert, was wohl die wenigsten ernsthaft dich 
dacht hatten - im Vertrauen auf das verantwortungsvolle Handeln der 
Grünen MandatsträgerInnen - : keine unabhängige Frau soll den Hauch 
von betont weiblichem Selbstbewußtsein in die Volkskammer tragen, ein 
Selbstbewußtsein, das alles andere will, als in maskulin vorgeformte 
Machtpositionen reinzuschlüpfen, sondern unter strikter Bewahrung des 
Femininen neue Sichtweisen verheißt. Alternative Frauenprojekte haben 
nur dann die Chance, ins parlamentarische Leben der ohnehin galgen- 


fristigen Existenz unserer Volkskanmer zu geraten, wenn sie von . 


naserümpfenden Patriarcha tshuldigerInnen als zu. verhinderndes oder zu 
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beseitigendes Fntwicklungshemmnis auf dem Weg zur wohl (an)ständigen 
Einheit auftauchen. | 

Wären die unabhängigen Frauen mit eigener Liste zum 18. März 
angetreten, so säßen sie jetzt, wenn auch nur mit möglicherweise zwei 
Sitzen, sicher im hochgeschätzten DDR-Parlament. 

Können die Grünen Abgeordneten und alle anderen Grünen die 
Entscheidung für & Grüne Abgeordnetensitze und keinen Unabhängigen 
Frauensitz mit sich und dem Halleschen Rahmenprogramm vereinbaren? 

Sind die Grünen Spitzenkandidaten genauso versessen auf die 
Sessel wie die Leute aus dem konservativen Lager? 

Treten wir in diesem konkreten Fall wirklich für "veränderte 
Lebens- ünd Wertvorstellungen und solidarische Verhaltensweisen” ein 
(Präambel)? 

Gilt hier nicht die Aussage aus dem Programmausschnitt zu den 
"Grundsätzen einer demokratischen und solidarischen Gesellschaft": 
"Selbst in den entwickelten Industrieländern sind weite Bevölkerungs- 
kreise von politischer Einflußnahme ausgeschlossen. .."? 

Eigentlich hat der UFV nur einen ungeheuren Vorteil gegenüber 


uns: Sie können sich völlig auf die Arbeit in der außerparlamentari- 


schen Opposition stürzen, während sich die Grüne Partei immer» 
vorhalten muß, die Dinge auf dem doch irgendwie konservativen 
Parlamentsweg realisieren zu müssen, bevor Methoden direkter Demo- 
kratie Anwendung finden dürfen. 

Die hinter uns liegenden Monate waren unter anderem auch deshalb 
so erfrischend und hoffnungsträchtig, weil auf manchmal wunderbarste 
Art und Weise von phantasievollen Menschen unkonvent.ionelle Entschei- 
dungen gefällt und Wege gegangen ‚wurden. 

Wir halten eine unkonventionelle und phantasievolle Entscheidung 
in der Frage der 8 Volkskammerabgeordneten für unumgänglich, da 
unseres Erachtens die Grüne Partei sonst größten Identitäts- und 
Sympathieverlust erleidet. 
| Das Argument, daß Wahlgesetz, Wahlordnung, Listenaufstellung 


usw. demokratisch und juristisch korrekt verlaufen sind, wird 


hoffentlich nicht gegen die Phantasie obsiegen! 
Diese Problematik sollte unverzüglich vom DDR-Delegiertenrat und ’ 
unabhängig davon von Jedem Bezirksverband diskutiert ir der 


Grüne Abgeordnete entsendet. 


Fällt keine. Entscheidung zugunsten des UFV, so sehen wir für 
lange Zeit größte Probleme für das Zusammengehen von. Grünen und UfV 
in der Basisarbeit. Die können wir uns nicht leisten, wenn wir 
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wirklich die Basisdemokratie zu einem unserer Axiome machen wollen. 
Der Kreisverband Meißen zählt gegenwärtig 2 Frauen zu seinen 
Mitgliedern. Die Mitglieder des Kreisverbandes 
\ der Grünen Partei Meißen 


y ) 
Mit Braunkohle und Kernkraft 
in die Krise 


So eine Studie des Unterausschusses "Energie" des "Ausschusses Kirche 
und Gesellschaft'. Schon im "telegraph" 1/90 wurde die Atomeuphorie 
der staatlichen Stellen in der DDR trotz Tschernobyl festgestellt. 
Gleiches war bei einem dreitägigen internationalen Energiekongreß der 
Neuen Forums zu hören. Dort (TAZ 26.2.90) erwähnte der Ostberliner 
“ Wärmetechnuker Mattke vom Kombinat Kraftwerksanlagenbau, es gebe eine 
Epedemie derjenigen SED-Genossen in den Kraftwerken, die eigentlich 
schon immer das Richtige gewollt hätten. Mattke machte in seinem 
Berufsstand "grenzenlosen Opportunismus"” aus. Für die Zukunft sei 
nichts Gutes zu erwarten, denn diese Leute seien die geborenen 
Partner. des Monopolkapitals und "schlimmer als die eigentlichen 
Kapitalisten". 

Ob Staats- oder Privat- bzw. Monopolkapitalismus, wen wundert's? 
Deshälb zeigen, wie die obige Studie feststellt, die staatlichen 
Energieplaner der DDR kein Interesse an regenerativen (dauerhaften) 
Energiequellen. 

Hier gilt es in der Linken sowie in der Umwelt- bzw. Ökologie- 
bewegung Dampf zu machen, bevor die Schwefeldioxid-Schwaden und die 
radioaktiven Teilchen unsere langen usw. weiter angreifen. 

In Dänemark z.B. gibt es schon interessante praktische Beispie- 
le, daß sein kann, was nicht sein darf! Hier wird hauptsächlich im 
kommunalen Bereich gearbeitet. Wenn ein Landwirt ein Windkraftwerk 
errichtet, so bekommt er vom Staat 10% der Investitionen und zugleich 
fachliche Beratung. Außerdem erstellen einige Kommunen regelrecht 
Windkraft-Inseln mittlerer Technologie. Mehrere Windkraftwerke 
produzieren Strom zur Einspeisung in das Öffentliche Netz. Ein 
weiteres Beispiel das "Schule" machen kann: Im Norden Dänemarks in 
Jütland tat sich ein Dorf zusammen und errichtete eine Biogasanlage 
und ein Windkraftwerk. Damit erzeugen sie etwa 85% des Energie- 
Eigenbedarfes. Es ließen sich auf den Dächern weiterhin Sonnenkollek- 
toren (für Wärme) und Solarzellen (für Strom) aufstellen. 
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So aus dem Buch Sonnen-Wirtschaft vom Öko-Institut Freiburg/BRD, 
5.179: Nimmt man/frau einen Wirkungsgrad für Solarzellen von 10% an 
und einen Bedeckungsgrad von 80%, so würden rund 4.000 Quadratkilome- 
ter Landfläche, mit Solarzellen bedeckt, ausreichen, um den gesamten 
Strombedarf der Bundesrepublik Doitschland für 1984 (330 TWH) zu 
decken. Allein die heutige Hof- und Industriefläche beträgt aber 
11.000 Quadratkilometer.2 Einige Zeilen weiter: Die Kombination aus 
Wind, Wasser und Biomasse kann den erforderlichen Flächenbedarf 
verringern. Ein weiteres Beispiel zum Schluß aus Schweden: Der 
Techniker Olaf Tegström aus Schweden erreichte einen hohen Bekannt- 
heitsgrad. Durch Hydrolyse aus dem Strom eines Windkraftwerks, das 
bis zu 55 Kilowatt leistet, gewinnt er Wasserstoff. Dieser reicht 
aus,’ um das Haus zu heizen, zu kochen und das Familienauto zu 
betreiben. Bei Verbrennung von Wasserstoff entsteht Wasser. Erst bei 
Temperaturen höher als 900 Grad Celsius entsteht Stickstoff. 

Hier wäre ein Anreiz für so manche LPG oder kommunale Energie- 
Versorgung-Vorhaben. Übrigens könnten in Zukunft Blockheizkraftwerke 
(Wärme und Strom mit Wirkungsgrad bis 90%, bei AKW etwa 35%) mit 
Wasserstoff betrieben werden. Auch wenn dies teuer ist, ist es doch 
besser, das Geld in dezentrale Fnergie-Anlagen als in FOLEISTELE 
AKW's zu investieren. 

In diesem Sinne "Brüder und Schwestern" zur Sonne zur Freiheit! 

g,]+ 


1 Red: Das Problematische an Dänemark ist, daß es zwar auf Atamener- 
gie konsequent verzichtet und äußerst vorbildlich. regenerative | 
Energien fördert, zugleich aber munter Atomstrom aus der BRD impor- 
tiert. 

2 Red: Solarzellen sind nicht ganz unproblematisch. Sie sind in der 
Herstellung nicht besonders umweltfreundlich, relativ teuer und 
machen den Verbraucher von den High-Tech-Konzernen abhängig. 

Dagegen können Kollektoren von. den Leuten selbst gebaut und 
selbst repariert werden. Siehe dazu "Energisch leben", erschienen im 
Stattbuch Verlag Westberlin. Dort finden sich auch Anleitungen zum - 
selber Bauen aus einfachen Materialien für Kollektoren, Biogasanla- 
gen, Windkraftanlagen etc. Das Buch ist noch im Stattbuch-Verlag, 
Westberlin, Gneisenaustraße 2 (Mehringhof) für etwa 30 DM erhältlich. 
(Keine Schleichwerbung, lohnt sich wirklich!) S.j- 
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Schwarze Pumpe: 50.000. Liter 
Kerosin ins Erdreich 


Erst jetzt war zu erfahren, daß am Sonntag vor der Wahl, am 11. März 
in Schwarze Pumpe 50.000 Liter Kerosin ins Erdreich ausgelaufen sind. 
Der Unfall geschah am Kohlebunker, in einer Anlage, die dazu bestimmt 
ist, Kohlezüge aufzutauen. Flugzeugdüsen blasen Heißluft in die 
Waggons, damit die Kohle herausrutscht. Hier muß es irgendeinen 
Defekt mit den beschriebenen gravierenden Folgen gegeben haben. 

. Erst am Montag den 12. März begann der Aushub des verseuchten 
Erdreichs.. Eine Probebohrung ergab, daß das Kerosin schon bis 17 
Meter in den sandigen Boden eingedrungen war. Weil kein anderer 
Bagger vorhanden war, wurde der Boden aber nur bis zu sieben Metern 
ausgehoben und mit Erde verfüllt. 

Obwohl angeblich eine Meldung über die Ükokatastrophe in die 
Bezirkshauptstadt abgegangen war, erfuhr der Umweltschutzbeauftragte 
des Bezirks von der Angelegenheit erst von dritter Seite. t.s. 


Bu 
Sero vor dem Kunkurs? 


TE  ze— FT ee ee 


Auch das Recyclingsystem der DDR wird wahrscheinlich der Marktwirt- 


schaft zum Opfer fallen 


Der VEB Sekundärrohstoffe (Sero), ein Recyclingsystem, um das uns 
viele Einsichtige. im Westen beneideten, ist in letzter Zeit in die 
' Schlagzeilen gekommen. Kritikpunkte sind vor kurzem eingetretene 
. Preisänderungen und veränderte Öffnungszeiten. Diese Senkung der 
Aufkaufspreise ist, hieß es bei einer Pressekonferenz des Betriebes 
am 4. April, keine Reaktion auf die neue Situation, sondern bereits 
seit 1988 in Arbeit gewesen, nachdem klar wurde, daß die Preise in 
der Perspektive nicht mehr haltbar sind. 

Die neue Situation ist dadurch geprägt, daß durch den steigenden 
Vefpackungsmüll die Abgabe bei Sero steigt, vor allem an Pappe und 
Papier. Das könnte immerhin umsatzfördernd sein, wenn nicht so große 
Probleme bei der Abnahme der Rohstoffe beständen. Am gravierendsten 
macht sich das bei Gläsern und Flaschen bemerkbar. Die Koservenindu- 
strie, die bisher einen Großteil abnahm, ist entweder aus hygieni- 
schen Gründen stillgelegt worden oder hat zu einem großen Teil 
bereits Verträge mit westdeutschen Firmen gemacht, die eigene Gläser 
und Verpackung liefern und die gesamte Produktion umgestalten. Fünf 
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Großbetriebe nehmen . plötzlich nichts mehr ab. Es bietet sich natür- 
lich an, aus den gewachsenen Beständen von Sero Glasbruch zu machen. 
Dafür ist aber längst nicht der Preis zu erzielen wie für wiederver- 
wendbare Flaschen und Gläser. Hinzu kommt, daß gegenwärtig die 
Glashütten der DDR geschlossen werden, weil sie im Vergleich zu den 
westdeutschen Glashütten nicht konkurrieren können. Im Effekt 


bedeutet das, daß Sero Glas zwar noch abnehmen aber nichts mehr dafür 


zahlen kann. 

Weniger Probleme gibt es mit Schrott, alle metallischen Rohstof- 
fe finden nach wie vor Abnehmer. Auch Alttextilien können nach wie 
vor weiterverarbeitet werden. 

Hoffnungslos ist die Papierabnahme. Ein Großteil der Papier- 
mühlen muß auf Grund des Konkurrenzdruckes schließen und kann nicht 
mehr das Altpapier abnehmen. Die derzeitigen Überbestände von Sero 
konnten noch an eine Papiermühle in Schwedt verhandelt werden. Aber 
es sind bereits westdeutsche Anbieter in Sicht, die ee: als 
Einstiegspräsent kostenlos Altpapier anbieten. Ä 

Bei Sero arbeiten derzeit 11.000 Angestellte. Der Betrieb 
untersteht, den wirtschaftlich und nicht ökologisch orientierten 
Überlegungen des alten Regimes gemäß, dem Ministerium für Schwerindu- 
strie und nicht, wie eigentlich angemessen, dem Ministerium für 
Umweltschutz und Wasserwirtschaft. Sero wurde bisher vom Staat mit 20 
Millionen Mark Zuwendungen pro Jahr unterstützt. Diese Prämie für 
eine ökologisch sinnvolle Wiederverwertung von Materialien fällt 
jetzt im Zuge des allgemeinen marktwirtschaftlichen Rausches eben- 
falls weg. Auch Sero muß sich nach den geltenden Gesetzen bis zum 
30.6. in eine Kapitalgesellschaft umwandeln und ökonmisch eigenstän- 
dig handeln. 

Sero soll jetzt. mit dem ganz andersartigen westdeutschen Konzept 
konkurrieren. Dort gibt es ein verbreitetes, gut aufgebautes'Behäl- 
tersysten für Sekundärrohstoffe. Die Zukunft des Sero-System ist 
wegen der steigenden Mieten und Pachten für Lagerräume und steigenden 
Töhnen höchst unsicher. Andererseits gibt es eine Reihe von Anfragen 
von Industriekonzernen und Handelsketten zum Aufkauf von Sero, weil 
der Bertrieb landesweit und flächendeckend (eine Annahme pro tausend 
Bewohner) verbreitet ist un damit sofort eine landesweite Präsenz 


ermöglichen würde. 


Von staatlicher Seite gibt ‘es derzeit keinerlei Konzepte für 


| Sero, ob nun Übernahme durch die Kommunen oder weitere staatliche 


Förderung. Ohne Neuüberlegungen in dieser Hinsicht wird Sero in 
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kurzer Zeit vom marktwirtschaftlichen Konkurrenzdruck erdrosselt 
werden. katharina 


‘ 


offiziere machen Vorschläge ZUr 
Fntmiltarisierung 
und Auflösung der NVA 


Mindestens auf einem Gebiet scheint es in der DDR doch eine Revolu- 
tion gegeben zu haben, wenn sich in der Militärakademie Dresden, der 
Aus- und Weiterbildungsstätte von Militärkadern der DDR eine Gruppe 
‚ von Offizieren zur Ausarbeitung von Vorschlägen zur Entmilita- 
risierung und Auflösung der NVA zusammenfindet. Der sogenannte Offi- 
ziershörerrat (OH) hat sich aus den zur Zeit dort lernenden Komman- 
deuren im Zuge der Reform gebildet. Existenzängste und: Idealismus 
sind Grundpfeiler dieser Gemeinschaft. Ende Februar/Anfang März 1990 


vollzog sich ein Führungswechsel an der MAK. Der amtierende Leiter . 


ist zur Zeit ein Wissenschaftler. 
Im Folgenden die Dokumentation des Papiers: 


Angst vor der Abrüstung? 

Die Perspektive eines entmilitarisierten Europas mit der Initialzün- 
dung "Entmilitarisierung der DDR" verbindet Hoffnungen und Befürch- 
tungen vieler Berufskader. Das ist aufgrund der sozialen Verunsiche- 
rung sowie der Ungewißheit über die Perspektive der NVA verständlich. 
Wir schätzen ein, daß der bisher schleppend verlaufene Reformprozeß 
an der Militärakademie uns nach wie vor den gesellschaftlichen 
Entwicklungsprozessen hinterherlaufen läßt. 

Wir müssen aber durch Vordenken wissenschaftlichen Vorlauf 
schaffen und uns selbst damit eine klare Perspektive geben. Abrüstung 
und Übergang zu nichtmilitärischen Sicherheitsstrukturen ist ein 
Gebot der Vernunft und aufgrund der Risiken der Fortexistenz heutiger 
Waffenarsenale und Abschreckungsdoktrinen unumgänglich. Auch der 
Nord-Süd-Konflikt kann nicht mit militärischen Mitteln eingedämt, 
geschweige denn gelöst werden. 

Aber vielen Denkansätzen zur Ehtmilitarisierung fehlt die 
militärfachliche Durchdringung des komplizierten Problemlomplexes von 
 Abrüstung, Schaffung bündnisübergreifender Sicherheitsstrukturen, 
Konversion, sozialen Fragen sowie der realen Sicht auf die zeitliche 
Dimension. Uns selbst fehlt der wissenschaftliche Vorlauf dazu. 
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"Entmilitarisierung 2000" heißt heute beginnen. In einer sich nicht 
personell ergänzenden Berufsarmee hat jeder jetzige Berufskader genug 
Arbeit, sich mit seiner Fachkompetenz in diesen Prozeß einzubringen 
und dabei zugleich die Vorraussetzungen für seinen Übergang zu einer 
zivilen Tätigkeit zu schaffen. | 
Wie könnte unser Potential an der Militärakademie eingebracht 
werden? | Ba 
1. Schrittweise Umprofilierung der Militärakademie zu einer zuerst 
staatlichen Forschungs- und Wei terbildungseinrichtung zu Fragen 
der Sicherheitspolitik, Abrüstung und Konversion mit der 
® Perspektive einer KSZE-Institution. 

- Bildung interdisziplinärer Arbeitsgruppen zu 0.9. Prpoblem- 
kreisen, nicht parallel zur Jetzigen Forschung und Lehre, 
sondern als Hauptlinie der Forschung; 

- Ausbildung ausgewählter OH-Gruppen zu Abrüstungskontroll- 
experten; 

- Schaffung der Vorraussetzungen eines ziviläquivalenten 
Diploms für das jetzige erste und zweite Studienjahr sowie 
für postgraduales Studium im Rahmen von Umschulngsprozessen 
in der NVA mit Hochschulniveau; 

- Verstärkung der Kontakte bis hin zur Forschungskooperation 
mit zivilen Einrichtungen, besonders zum Problem der 

‚ökonomisch sinnvollen, ökologisch verträglichen und 
territorial konkreten Konversion (Primat der zivilen 
Nutzung vor der Vernichtung von Technik und Infrastruktur). 

2. Konsequente Einbindung der perspektivischen Entwickl ung der 
Akademie sowie der Entmil tarisierung der DDR in den KSZE-Prozeß. 

- Vorstellen der Forschungs- und Entwick] ungskonzeption 

(entspr. 1.) zum KSZE-Gipfel 1990, zuvor Aufnahme bzw. 
® Vertiefung der Forschungskooperation mit europäischen 
| Institutionen (SIPRT u.ä.); 

- Unterstützung des sofortigen Übergangs zu einer Berufsamee 
mit Beamtenstatus und Anwendung europäischer Normen für 
Übergangsregelungen für Berufskader in zivile Tä tigkeit 
bzw. Ruhestand (Zusammenarbeit VBS mit EUROMIL); 

- eigenständige Forschungsleistungen zu systemübergreifenden 
bzw. gesamteuropäischen Sicherheitsstrukturen für Jede 
Stufe des Abrüstungsprozesses; A 

- bei fortgeschrittener Abrüstung der NVA, Schwerpunktverla- 
gerung auf Zurverfügungstellung der Forschungergebnisse und 
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A FERIEN 


Erfahrungen bei der praktischen Abrüstung und Konversion 
für den gesameuropäischen Entmili tarisierungsprozeß. 
Was ist sofort zu tun? 

a) Bestandsaufnahme der Möglichkeiten des Einbringens jedes 
Lehrstuhls und jeder Sektion in diesen Prozeß, 

b) persönliche Aktivität jedes Berufskaders mit Ideen und Vorschlä- 
gen in Vorbereitung der Neukonstituierung des Wissenschaftlichen 
Rates der Akademie im April 1990, 

c) Durchführung von persönlichen Kaderaussprachen mit jedem 
Offiziershörer und Angehörigen des Lehr- und Stammpersonals zu 
seinen Perspektiven bzw. seinem konkreten Einsatz an der: 
Akademie unter Einbeziehung der Kaderorgane der Truppe. 

| OFFTZIERSHÖRERRAT/MILITÄRAKADEMIE DRESDEN 


Die Arbeitsgruppe Entmilitarisierung der Dresdner "Gruppe der 20" 
stellt zu den Papieren des Offiziershörerrates Fern Überlegungen 
an: 
Zusammenfassend aus den Teen Papieren, unsren Überlegungen 
und natürlich anderen wichtigen Ideen sehen wir zwei Schwerpunkte: 
- geistige und materielle Abrüstung der bewaffneten Organe (Armee) 
- Entmilitarisierung des öffentlichen Lebens (Entmilitarisierung: 
Verringerung der physischen und psychischen Gewaltanwendung bei 
Austragung von Konflikten) 
Die NVA hat heute vorrangig die Pflicht und das Recht,die notwendige 
Abrüstung mitzugestalten, d.h. die vorhandenen Kompetenzen in der 
Armee müssen im Abrüstungsprozeß mitgenutzt werden, weil eine 
sofortige Entmilitarisierung nicht möglich ist, auch technisch. nicht. . 
Kontrolle und Durchschaubarkeiten, nicht nur für Parteien, müssen 
gewährleistet werden. 
Gleichzeitig müssen die SErukEren in der NVA und die dazu 
dienlichen Mittel (Befehl). in diesem demokratischen Prozeß neu 
durchdacht werden.Dies muß sofort geschehen. 
Vorschläge: - Öffentliche Zusammenarbeit mit dem Berufsverband ‚der 
Soldaten und anderen Reformern in der NVA 
- Erarbeiten von beschlußfähigen Konzeptionen 
- Erarbeiten von Keen und  Mitteln,diese gesetzfähig zu 
machen 


- Durchschaubarkeit und Kontrolle müssen gewährleistet 
werden 


- Eine Koordinierung der Friedensgruppen und anderen 
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friedliebenden Menschen halten wir unbedingt für 
erforderlich... 
Wir schlagen folgende Übergangslösung v vor: 
- Recht auf Zivildienst 
- Recht auf Wehrdienst 
- Recht auf Arbeit/Recht auf ee 
- Recht auf Berufssoldat (unter Berücksichtigung der vorgegebenen 
Zeit der Abrüstung 
| Grundidee für diese Rechte,das sei noch einmal betont,ist die 
| Abrüstung der NVA, mit dem Ziel, Ängste nicht zu forcieren, sondern 
® allmählich,und wenn möglich mit einem Konsens abzubauen. 

Für die Gesellschaft und hauptsächlich für das Parteiensystem 
besteht in diesem Zusammenhang die entscheidende Pflicht,den Entmili- 
tarisierungsprozeß, auch im öffentlichen Leben, nicht zu bremsen. 

Mitglieder der Gruppe "Intmilitarisierung” 


Interviews am Rande der Studenten- 
demonstratjion am 2. April in Berlin 


Viele Studenten von Berliner Hoch- und Fachschulen gingen am Montag 

den 2. April auf die Straße, um auf ihre Situation aufmerksam zu 
machen. Sie befürchteten einschneidende Verschlechterungen der 
Studienbedingungen und ihrer sozialen Absicherung bei der geplanten R 
Umstellung ‚auf marktwirtschaftliche Prinzipien. Vor allem vermissen 

sie jede Stellungnahme aus Regierungskreisen zu ihren Problemen. In 
Redebeiträgen und auf Plakaten wurden u.a. die Anerkennung von 
Studenten- und Schülerräten sowie deren Mitscheidungsrecht, Wähl und 

Ki) jederzeitige Abwählbarkeit von Rektoren und Direktoren, Garantie 
' eines Studienplatzes für alle Abiturienten, Garantie für Arbeits- 
oder Studienplatz für alle nach dem Schulabschluß sowie die Erhöhung 

des Grundstipendiums gefordert. Kritik: sei zumindest bei einem 
Redebeitrag angemerkt, in dem die Studenten zu entscheidenden Trägern 

der gesellschaftlichen Veränderungen im vergangenen Jahr erklärt 
wurden. Dem war sicher nicht so. Als Gesamtheit waren sie doch wahre 
Michels, besonders wenn ihre überdurchschnittlichen Kenntnisse und 
Möglichkeiten in den gesellschaftswissenschaftlichen Bereichen 
berücksichtigt werden. Erinnert ‘sei daran, wie viele sich den 
Studienplatz durch längeren Armeedienst, Mitgliedschaft in Parteien 
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und Organisationen sowie konformes Verhalten erkauft haben. 
Im Folgenden nun einige Fragen an Demonstranten: 


Frage: 
Antwort: 
Frage: 


Antwort: 


Von welcher Sektion seid Ihr? 

Sektion Rechtswissenschaft 

Denkt Ihr, daß die Forderungen, die * hier vorgebracht 
wurden, realistisch sind? | 

Die Bedingungen zur Zeit sind nicht gut. Wir bezahlen 10 
Mark Miete im Monat und heute stand in der "Berlinrer 
Zeitung", daß das eventuell auf 150 Mark erhöht werden 
soll. Für fünf bis 6 m? Wohnraum sind das keine annehmbaren 
Bedingungen bei einem Stipendium von zur Zeit 200 Mark. 


: Denkt Ihr, daß diese Demonstration irgend etwas zum 


Besseren wenden kann? 


: Ja freilich, deshalb sind wir ja hier. Wir wollen verhin- 


. dern, daß es noch schlechter wird und nicht das kommt, was 


Frage: 


Antwort: 


angekündigt wurde. Daß kostendeckende Mieten für Wohnheime 
sein müssen, sehen wir ein, aber dann müssen: andere soziale 
Absicherungen her. 

: Wenn diese Demonstration nichts bringt, ist dann an weitere 
Schritte gedacht? 

: Na sicher, wir werden nicht so schnell aufgeben, das ist 
klar. 

: Und was ist das? 


: Ich glaube, wenn landesweit . derartige Demonstrationen von 


Studenten stattfinden, dann werden sicher auch die Nauen 
wortlichen mal munter werden. 

: Eine Frage habe ich noch. Was sagt Ihr zu dem Redebeitrag 
der ausländischen Studentin? 

: Die ausländischen Studenten, das war ein Problem, das 
bisher nie irgendwie offiziell behandelt wurde. Aber daß 
die ausländischen Studenten mit dem gleichen Problem 
genauso oder teilweise noch mehr konfrontiert wurden, ist 
klar. Wir wollen natürlich nicht, daß die en 
Studenten da auf der Strecke bleiben. 

Die ausländischen Studenten haben also grundsätzlich die 
Unterstützung der deutschen Studenten?. Es gibt da keine 
Spaltung der Studentenschaft? 

Innerhalb der Studentenschaft habe ich noch nicht festge- 
stellt, daß irgendwelche nationalistischen Tendenzen 
auftreten, wie sie sonst anzutreffen sind. 


N ra 


Frage: Kannst Du bitte sagen, an welcher Uni Du studierst? 
Antwort: Ich bin an der Humboldt-Uni, in der Sektion Asienwissen- 


schaft. 


Frage: Hast Du die Hoffnung, daß mit dieser Aktion irgend etwas 


Antwort: 


Frage 


Antwort 


Frage 


Antwort 


bewirkt werden kann, daß Eure Forderungen durchgesetzt 
werden können? ! | 

Na, ich denke, .daß es im Moment erst mal darauf ankam, ein 
Zeichen zu setzen, die Öffentlichkeit darauf aufmerksam zu 
machen, daß es da noch etwas gibt, was man eine soziale 
Randgruppe nennen könnte, nämlich die Studenten. In diesem 
Sinne war ich erstaunt und erfreut, daß es so viele gewesen 
sind und ich denke, daß es auch eine Wirkung haben wird. 
Und wenn nicht, dann werden wir uns sicherlich nochmal 
wieder treffen. 

Nun sind ja die Gegenspieler nicht gerade von der weichen 
Sorte. Was ist, wenn solche Aktionen und Demonstrationen 


‚auch DDR-weit nichts bringen, ist dann an weitere Schritte 


gedacht? 
Naja, im Moment wollen wir unsere Forderungen anmelden, 


‚damit sie berücksichtigt werden. Sollte das nicht gesche- 


hen, und ich habe die gleichen Ängste und Befürchtungen wie 
Du, dann werden wir sicherlich noch weitere Aktionen machen 
müssen. 

Ich habe hier einen Zettel in die Hand gedrückt bekommen. 
Darauf steht, daß ein Senat gebildet werden soll mit 10 
Professoren und 3 Studenten und daß das nicht zustandekom- 
men darf. Sagt Dir das etwas?. 

Über die Zahlenverhältnisse weiß ich jetzt nicht genau 


' Bescheid, da würde ich sicherlich danebenliegen. Fakt ist, 


daß es bei uns unterschiedliche Bestrebungen gibt. Es gibt 
einmal die Bestrebung, durch Professoren und Hochschulleh- 
rer eine Ordinarienuniversität zu bilden. Dem entsprach 
auch ‚in etwa der Entwurf zu den Grundsätzen für ein 
künftiges Uni-Statut, der von dieser Kommission ausgearbei- 
tet wurde. Und es gibt einen gemeinsamen Entwurf, der von 
der Gewerkschaft Wissenschaft, vom SSB, von der PDS und 
noch von allen möglichen anderen Initiativen getragen 
wurde. Nach meiner Kenntnis haben sich diese beiden Gruppen 
oder Kommissionen jetzt erst einmal zusammengesetzt und 
versuchen im Konzil doch noch eine gemeinsame Sprache zu 
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finden. Aber ob das gelungen ist, weiß ich nicht. Fakt ist 
auf jeden Fall, daß das allerwichtigste in der nächsten 
Zukunft erst einmal sein wird, die Studentenvertretung 
anzuerkennen, und zwar auch juristisch. 

Frage: Habt Ihr das Gefühl, daß Ihr von den Professoren und 

| Dozenten Unterstützung erhaltet? 

"Antwort: Ich glaube, daß das sehr unterschiedlich ist. Ich weiß zum 
Beispiel, daß von der Medizin der Dekan und noch jemand da 
war. Die Sympathie ist gespalten. Auf der einen Seite gibt 
es natürlich auch unter den Hochsschullehrern durchaus 
progressive Leute, die die Forderungen verstehen... 

Frage: Und wie sieht das Verhältnis in der Studentenschaft aus? 
Gibt es da eine Spaltung, gibt es da Leute, die Universitä- 
ten wie in der Bundesrepublik wollen?. 

Antwort: Es wäre blind zu glauben, daß es so etwas nicht gibt. Ich 
glaube aber trotzdem, daß die Studentenschaft in ‚der 
Mehrheit relativ weit links eingestellt ist. 

Frage: Betrifft das auch das Verhältnis zu den ausländischen. 

| Studenten? 

Antwort: Das betrifft meines Erachtens auch das Verhältnis zu den 
ausländischen Studenten. 

Frage: Auf diesem Gebiet gab es noch keine Aseinandersetzungen? 

Antwort: Naja, ich bin nie Wohnheimstudent gewesen. Ich kann mir 
vorstellen, daß es da durchaus schon Auseinandersetzungen 

Bi gegeben hat. Aber es gibt auch zwischen DDR-Studenten 
Auseinandersetzungen. u = u8: 


Kommentar 


Noch einige Anmerkungen zur Demonstration und dem Geschehen an der 
Humboldt-Universität. 

Eine Forderung der mehr er weniger wirkungsvollen Student Innen- 
Demonstration war die Aufrechterhaltung des Numerus Clausus. Obwohl 
es diesen nie offiziell gab, ist er doch eines der meistdiskutierten 
Themen, auch unter Professoren, und somit quasi zugegeben. Beibehal- 
ten oder nicht, eine schwierige Frage, zumal sich hier diejenigen 
äußerten, die egal auf welche Weise - ehrlich oder nicht - einen 
Studienplatz bekamen und verständlicherweise keine ER eng 
der Studienbedingungen zulassen wollen. 
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Klar ist auf jeden Fall, daß die HUB im nächsten Studienjahr mehr 
StudentInnen aufnehmen muß, will sie eine eigenständige Universität 
bleiben. Aber selbst das ist de facto ungeklärt, denn es gibt auch 
_ Bestrebungen, die HUB und die FU zu "vereinigen". 

Nach der Demo gab es noch eine Gesprächsrunde mit einer CDU-Vertrete- 
rin zu Fragen der sozialen Perspektiven der StudentInnen. Nach 
Angaben einiger StudentInnen aber war diese Vertreterin nur für das 
- Verteilen von CDU-Werbematerial, nicht aber für die Beantwortung der 
Fragen der StudentInnen autorisiert und so leerte sich der Saal 
innerhalb kürzerer Zeit. Dumm zu glauben, daß die alten Neuen mehr zu 
sagen hätten als die neuen Alten... 

Interessant aber war diese Demonstration auch in Hinblick auf das 
bald darauf folgende Konzil. Die Rektorwahl stand an und daran 
knüpften sich die unterschiedlichsten Erwartungen. In den gesell- 
‘ schaftswissenschaftlichen Sektionen wurden die Kandidaten Fink und 
‚Irrlitz am meisten diskutiert, zumal Professor Irrlitz ein durchaus 
akzeptables Programm in der unabhängigen Stundentenzeitung "Unaufge- 
fordert" (Nr. 8) veröffentlicht hatte. Nach der öffentlichen Vorstel- 
lung der Rektorkandidaten äußerten sich einige StudentInnen so: "Wir 
wählen Prof. Irrlitz. Wir wählen ein Programm und keine Biographie. 
(Anspielung auf Prof. Finks Ausführungen auf dieser Veranstaltung- 
Anm. d. Verf.). Die Professoren suchten eher nach einer politischen 
"Integrationsfigur" (so jedenfalls wırde es einige Male von ihnen 
selbst benannt). Ob Prof. Fink auch darüber hinaus den Hoffnungen der 
an der Universität Lernenden/Lehrenden gerecht werden wird, wird sich 


"zeigen. 


Die Humboldt-Universität ist momentan’ein verkleinertes Abbild der 
DDR: Da ist der Ruf nach Überprüfung der ProfessorInnen auf Stasi- 
Mitarbeit (denn brisante Fälle gab es an der HUB durchaus) genauso 
wie die Angst vor dem sozialen Aus und der Kampf der Frauen um mehr 
berufliche Chancen und Mitbestimmung. 

Die weitere Entwicklung der Universität wird in der nächsten Zeit 
stark davon abhängen, inwieweit die Lernenden und Lehrenden fähig 
sein werden, den zähen Weg der Demokratie, angefangen bei den zermür- 
benden, ewigwährenden Sitzungen bis hin zu konkreten Aktionen, zu 
gehen und wirklich Bündnispolitik zu verwirklichen. Was und wie es 
sein wird bestimmen letztlich die Handelnden. s.Kk. 
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Demonstration Berliner Schüler 
Wozu ist ein Staat eigentlich da ? * 


Am 29.03.90 fand zwischen Bildungsministerium und Ministerrat eine 
Demonstration Ostberliner SchülerInnen statt. Anlaß war die Nicht- 
beantwortung folgenden Briefes des 30er Rates der Berliner Erweiter- 
ten Oberschulen an das Bildungsministerium : Ä 
"Soziale Rechte in Gefahr! 
Zur sozialen Absicherung der abgelehnten Abiturienten 1989/90 
fordern wir: -Förderung alternativer Ausbildungs- und Beschäfti- 
gungsprojekte und Bereitstellung eines breiteren, flexibleren 
Angebots der Volkshochschulen zur Weiterbildung. 

- Zahlung einer Unterstützung für Abiturienten ohne Studienplatz 
oder Lehrstelle in Höhe des Mindestbetrages der Arbeitslosenun- 
terstützung. verbindliche Bindung der Universitäten und Hoch- 
schulen an bereits vergebene Zulassungen. 

Außerdem fordern wir für EOS-Schüler: -Beibehaltung der Ausbil- 

dungsbeihilfen; Angleichung an aktuelles Preisniveau. -Das Recht 

auf die Auszahlung von Wohngeld für Schüler mit eigener Wohnung. 
= Beibehaltung der Subventionen für die Versorgung mit Schulessen. 

-Beibehaltung der Ermäßigungen bei Verkehrstarifen und Ein- 

trittspreisen für Kulturveranstaltungen. 

Wir fordern das Ministerium für Bildung auf, bis zum 27.03.90 zu 


diesen Forderungen Stellung zu nehmen und ein Angebot für 


Gespräche mit schriftlich bevollmächtigten Vertretern des 
Bildungsministeriums und ebensolchen Vertretern des Ministeriums 
für Arbeit und Löhne zu unterbreiten. 
Die Bereitstellung zusätzlicher Studienplätze bzw.‘ Schaffung von 
Arbeitsplätzen oder Lehrstellen, Sicherstellung des einjährigen 
Vorpraktikums und Beibehaltung der Ausbildungsbeihilfe waren schon 
auf einem SchülerInnenstreik am 15.03. gefordert worden. 


Als Anfang März die Studienzulassungen bekanntgegeben wurden, 
waren es für bis zu 40% der AbiturientInnen Ablehnungen. Am stärksten 
betroffen waren die Schülerinnen (ca. 2/3 der Absagen), die auch bei 
gleichen und besseren Leistungen als ihre männlichen Mitbewerber für 
die gleiche Studienrichtung abgelehnt wurden. Lehr- und Arbeits- 
stellen gibt es nicht, da fast alle Betriebe Einstellungsstop haben. 
Vom Magistrat herausgegebene Listen über freie Ausbildungsplätze 
waren schon zum Erscheinungstermin nicht mehr aktuell. In einem Brief 
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Nas 


des stellvertr. Direktors, der Gewerkschafterin und des Schülerrates 

der EOS Treptow an Herrn Emons, Minister für Bildung, heißt es: 
",..Um unseren und allen Abiturienten zukünftig solche Situatio- 
nen wie in diesem Jahr zu ersparen, empfehlen wir Ihnen bzw. 
Ihrem Nachfolger: 

1) Da sich die Abiturientenanzahl zukünftig beträchtlich erhöhen 
wird, sind Berufe bzw. Berufsgruppen zu schaffen bzw. so zu 
profilieren, daß sie ausschließlich Abiturienten vorbehalten 
bleiben *. Hierzu sollten mit Betrieben, Einrichtungen und 
Institutionen die notwendigen Absprachen und Festlegungen schon 

® für das Jahr 1991 getroffen werden. 

2) Über diese Berufe bzw. Berufsgruppen müßten über geeignete Wege 

(über die EOS, über die Arbeitsämter, über die Medien) gründ- 
lich informiert werden, um rechtzeitig die notwendigen 
Bewerbungsschritte einleiten zu können. 

3) Die Hochschulen bzw. Universitäten sollten weiter überprüfen, ob 
eine Aufstockung der Studienplätze in bestimmten Studienrich- 
tungen möglich ist. ..." 

Gespräche mit dem Bildungsministerium zeigten nur dessen a 
fähigkeit. Der Abteilungsleiter für Abiturbildung solidarisierte sich 
prinzipiell mit den Forderungen der SchülerInnen und verwies auf das 
Finanzministerium und die CDU (die evtl. den nächsten Bildungsminis- 
ter stellt), gerade in der Regierungsbildung befindlich, sorgte sich 
und verwies auf Gemeinplätze. Damit ist den SchülerInnen aber noch 
nicht geholfen. Weitere Gespräche mit Ministerrat und CDU sind 
geplant eine Verbesserung der Situation aber nicht in Aussicht. 
sch. 


* sch.: Die SchreiberInnen des Briefes scheinen nicht bedacht zu 

® haben, daß es neben Ihnen zukünftig noch andere Arbeitslose, vor 

” allem sehr viele SchülerInnen ohne Lehrstelle, geben wird. Es würde 

sich also bei den geförderten Berufsgruppen lediglich um eine 

Verschiebung des Bewerbungszeitraumes handeln. Elitäre Beweggründe 
möchte ich nicht unterstellen. 
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Dokumentation: 


Rettet das ‚Leben von Mumia Abu-Jamal! 


Die Todesstrafe ist barbarisch und ein verbeihän: gegen Gerechtigkeit 
und Anstand. 

Mumia Abu-Jamal ist wegen seines politischen Handelns und seiner 
Überzeugung von der Todesstrafe bedroht.Mumia Abu-Jamal war Minister 
of Information der Ortsgruppe Philadelphia der Black Panther Party. 
Als weithin bekannter und angesehener Journalist wurde er Präsident 
der Asociation of Black Joumalists in Philadelphia.In der Stadt 
Philadelphia war . Jamal als energischer Unterstützer der Organisation 
MOVE bekannt.1982 wurde er fälschlich beschuldigt,in Philadelphia 
einen Polizisten getötet zu haben. 

Mumia Abu-Jamal wurde für seine politischen Aktivitäten und 
Überzeugungen zum Tode verurteilt,insbesondere für die politischen 
Erklärungen,die er 12 Jahre vorher als Mitglied der Black Panther 
Party abgegeben hatte. 

Jamals Berufung,bei der die National Conference of Black Lawyers 
und die American: Civil Liberties Union unabhängige "Plädoyers ein- 
reichten,die sich gegen die Todesstrafe wenden, ‚wurde vor kurzem vom 
Obersten Gerichtshof. des Bundesstaates Pennsylvania abgelehnt .Um 
durchzusetzen,daß der Mann,der als "Voice of the voiceless"-die 
Stimme der Entrechteten und Unterdrückten-bekannt ist,durch Exekution 
zum Schweigen gebracht wird,hat dieser Gerichtshof ein von ihm selbst 
ausgesprochenes Grundsatzurteil einfach ignoriert. 

Wir fordern,daß Sie den legalen Mord an diesem mutigen Fürspre- 
cher für die Rechte der Schwarzen und der Armen nicht zulassen.Mumia 
Abu-Jamal darf nicht sterben! 


Anzeigen: 

Bat a2 2 2 7 2.2.2.2 812.212 .212 2.2.2.2.2.212.0.2 322,2 .2.2.7.2 12.2.2212 .212.2.2.2.2.2.2.2.2.2.2,2. 2.2.2 212.2.02.2 12.2212 22.2.2 22.2.5 
Unter dem Motto: 

100 Jahre 1. Mai - 

Widerstand gegen Unterdrückung, Kapital und Faschismus 

rufen unter anderem: 

Revolutionärer Jugendverband (RAJV), Autonome Antifa, Antifa-Jugend 
Berlin, Sozialistischer Studentenbund, AG Junge GenossInnen, Besetzte 
Häuser, Marxistischer Jugendverband (MJV), MitgliederInnen Vereinigte 
Linke, VSJV "Rosa Luxemburg”, MitgliederInnen des Unabh. Frauenv. 

zur eigenständigen 1. Mai-Demo in Berlin(Ost) auf. 
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RIPN PR < 


in 


Im Aufruf wird gegen die Schaffung v von Filialen der BRD-Banken in der 
DDR, gegen die Einbeziehung in die EG und die Errichtung des EG- 
Binnenmarktes 1992 aufgerufen. Weiter erden die Neonazi-Öberfälle und 
die Ausländerfeindlichkeit in der DDR verurteilt. Es wird zur 
Unterstützung der besetzten Häuser aufgerufen. 

Demo-Route: Friedrichstraße/Ecke Hannoversche Straße - Wilhelm-Pieck- 
Straße - Schönhauser Allee - Metzer Straße - Kollwitzstraße- 
Kollwitzplatz; Beginn 11 Uhr 

adatad tagt tz tz 2 2202220222120 20222 222222022202 7202 22 220212020222 02222222 202222220222 2202 2322120202202 22.222.202 0222.20: 
GRÜNE LIGA. DAS AKTIONSBÜNDNIS 

Die GRÜNE LIGA gibt beim Verlag "visuell" ein’Öko-Adressbuch für die 
DDR heraus. Wir bitten alle Interessenten dringend Anschrift, Telefon 


-und kurze Charakteristik des Interesses/ der Tätigkeit zuzusenden. 


Dabei soll von der naturverbundenen Einzelperson bis hin zur akademi- 
schen‘’Einrichtung oder politischen Partei jedermann/jedefrau vertre- 
ten sein können. Wichtig für die Anlage des Werkes ist auch, was die 
einzelne Person/Finrichtung/Organisation von einer Veröffentlichung 
erwartet (bitte kurze Notiz). 

Einsendungen bis spätestens 10. Mai an: GRÜNE LIGA, Geschäftsstelle, 
Friedrichstr. 165, Berlin 1080, Kennwort "Öko-Adressen'. Es werden 
keinerlei Gebühren erhoben. | Ä 

Anmerkung der Red. "telegraph'': Vielleicht sollten "naturverbundene 
Einzelpersonen" überlegen, ob es sinnvoll ist, als "extremismusver- 
dächtig" im Zentralcomputer der neuen Herren zu landen. Ein solches 
Verzeichnis sollte sich unserer Meinung nach auf Gruppen beschrän- 


ken. 
KAKKKKKKKKKAKAKKKK IKT HT cc IK IK cc c cc KK I KH cc KK cc cc cc cc cc cc cc cc cc a 


‘ Die INITIATIVGRUPPE ZUR GRÜNDUNG eines "DRITTE WELT"-ZENTRUMS in 


Ostberlin will keine Almosen verteilen, sonden den Widersprüchen auf 
den Grund gehen! 
Dazu wollen wir ein Zentrum schaffen, wo Informations- und Diskus- 
sionsversanstaltungen angeboten werden sollen, Möglichkeiten der 
Begegnung zwischen Menschen verschiedener Kulturen bestehen und eine 
Bibliothek sowie ein Cafe allen Interessierten zur Verfügung stehen. 
Noch fehlt es an geeigneten Räumen, Technik und ... natürlich 
vor allem an Geld. Seitdem wir einen 10 Jahre leerstehenden Gemüsela- 
den in der Winsstraße 53 besetzt haben, befinden wir uns in nerven- 
aufreibenden Verhandlungen mit der KW, dem Magistrat und dem 


Hausverwalter. 
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Um das Zentrum einrichten zu können, bitten wir Euch, unter- 
stützt uns durch Spenden auf Konto-Nummer: 6652-43-170936, Zahlungs- 
grund: 330/044. Kontaktadresse für Informationen: Dritte-Welt- 
Zentrum, Winsstraße 53, Berlin 1055 
KAKKAcKKKcKKAKKAKKcHKK KK IKK KK KK KK KK KK KK KA KK KK KK KA KK KK AK KK KA KE<K„<„Y‚ 
GEGEN GLEICHGÜLTIGKEIT UND VERGESSEN \ 
Aufruf zum Tschernoyl-Aktionstag am 26.4.1990 
Der Trägerkreis des Aktionskreises ruft für den 26.4. alle Bürger 
auf,in ihren Städten und Gemeinden Aktionen durchzuführen,die dem 
Anliegen des Tschernobyltages entsprechen.Am Donnerstag, den 26.4.%, 
ist für 13 Uhr ein landesweites Glockenläuten vorgesehen. Bitte 
nehmen wir bei unseren Veranstaltungen die unmittelbar Betroffenen in 
unser Denken und Fühlen mit hinein. Diese lokalen Aktionen sollen am 
29.4.9 bei einer zentralen Demonstration in Stendal eier 
werden. finden;Beginn 14 Uhr; Energiemesse ab 11 Uhr. 

In Stendal wird seit 1974 an einem Atomkraftwerk gebaut ‚daß all 


" die Mängel von Großprojekten aufweist. Auch die Nachrüstumg oder ein 


Umbau durch westliche Firmen ändert nichts an der Gefahr ,daß Stendal 
das Tschernobyl der DDR werden könnte.Denn wir wissen,eine absolute 
Beherrschung dieser Technik gibt es nicht! 
Wir laden daher alle Besorgten und Bewegten zur Teilnahme ein. 

In Stendal wollen wir die dezentralen Aktionen zusammenfügen,darum 
bitten wir,daß uns von den lokalen Aktionen berichtet wird.Wir 
möchten dies sammeln und zu einem möglichst dichten und buntem Mosaik 
zusammensetzen. 


Kontaktadressen: Heiner Giersch Erika Drees > 
Schleimacherstrasse 6 Beethovenstrasse 1 
Halle,4020 Stendal ‚3500 
Tel. 216267 


KAKKKKKKKKKKKKKKT TI TTÄCH  K T H K I TK  H I K I K I K  K K K cKK KK Ka a 


Der Leseladen der Offenen Arbeit Jena wurde inzwischen zum dritten 
Mal von Nazis überfallen. Das Haus ist völlig durchnäßt worden und 
muß trockensaniert werden, die Einrichtung wurde zur Gänze zertrüm- 
mert. Der Schaden beläuft sich tief gegriffen auf 30.000 Mark. 

Laßt nicht zu, daß die Neonazis das schaffen, was die Stasi nie 
geschafft hat, die Offene Arbeit Jena zu zerstören. 

Solidarisiert Euch. Spendet für den Wiederaufbau des Leseladens der 
Offenen Arbeit in Jena. Adresse: Leseladen der Offenen Arbeit, 
’Johannisstraße 14 Vh, Jena 6900 


170777707777000749909790997027477777077799797777977779779979979797777 7700. 
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Selbst-Denkende aller Länder - vereinigt Euch! 
Ost—-West—- Aufruf 
Es ist da - das Bedürfnis nach Austausch und gegeseitigem Lernen, für 
eine Weiterentwicklung von Alternativen in Politik, Kultur und 
Alltag. Noch nie war sie so groß wie heute: die Chance, eine wirkli- 
che Demokratie zu schaffen. Die Ereignisse in der DDR bieten dafür 
eine einmalige Voraussetzung. warum also die derzeitige Geschäftig- 
keit, den verordneten "Kommunismus" sehr schnell - ja panisch - in 
einen ebenso verordneten Kapitalismus zu "wenden"?.. 
Wir schlagen eine Koordination und Zusammenarbeit aller gesellschaft- 
lichen Bereiche und Gruppen vor, die an solchen Alternativen arbeiten 
- als Anknüpfungspunkte für eine weitere Vernetzung. Als erstes 
öffentlichkeitswirksames Projekt ist ein gemeinsames - 
Fest (ival) vom 27.-30 April rund um den Kollwitzplatz 
in Berlin/DDR geplant, mit Kabarett, Musik, Theater, Aktionen, 
Ständen, Spielen, Ausstellungen, Diskussionsforen, Erfahrungsbörse, 
Zukunftswerkstatt etc.. Mit diesem "Zukunftsbasar"' können wir unsere 
Ansätze und unser Lebensgefühl auf kreative, spielerische und 
. sinnvoll nachvollziehbare Weise vermitteln. 
‘- Vorläufiger Programmverlauf mit Themenschwerpunkten: 
22. April: Vorabaktion: Stadtteilfest und "öffentliche Beanspru- 
chung" in Marzahn 
26. April: Tschernobyl-Gedenk-Aktion _ 
27. April: Kulturpolitische Initiative, Freie Gruppen, dezentrale 
Kulturarbeit, Raumbeschaffung, Kommunalpolitik 
28. April: Kinder-Spiel-Aktionen 
| Ökologie, Aktionen zur Nutzung des Mauerstreifens, 
Ent-Rüstung 
29. April: Großer Selbstverwaltungs-Jahrmarkt z.B. Mieterschutz, 
Sanierung, betriebliche Selbstverwaltung, basisdemo- - 
kratische Medienarbeit, Kiezkultur, Ernährung, 
ökologischer Landbau und vieles andere mehr 
30. April: Frauen-Aktions-Tag 
1./Mai: evtl. mobile, gemeinsame Aktion über verschiedene Mai- 


Feste 
Kontaktadressen: Das "Büro. für unge- Verband der Theater- 
wöhnliche Maßnahmen" schaffenden der DDR 
Cuvrystr. 20 Rosenthaler Str. 52 
1000 Berlin 36 1040 Berlin 
T.: 611 50 00 T.: 282 30 30 
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611 94 04 282 20 80 
"Alles Gute wächst von unten! 
KRAcKKcccccKc KK Ka c KK K KK KK KK KK AK KK KK KK KK KK KK A KK KK KK KK X 
SCHWARZE TAGE 19% in Berlin vom 24. April bis 08. Mai 
Wie im letzten Jahr veranstalten auch in diesem anarchistische 
Gruppen aus Berlin "Schwarze Tage". Aufgrund der neu gegebenen 
Möglichkeiten aus und in beiden Teilen der Stadt. 
Veranstaltungshinweise : BO 
Di. 24.04, :Ausstellungseröffnung "Frauen benutzt, ausgebeutet, 
unterdrückt...", mit Vortrag und Diskussion 
Umwelt-Bibliothek Berlin 19.00 Uhr 
Mi.25.04.:Vortrag "Anarchismus im Berlin der Weimarer Republik" 
Klub "Wissenschaft" 19.30 Uhr 
Do.26.04.:-Film "Jörg Ratgeb-Maler" A-Laden 20.00 Uhr 
-Vortrag "Erich Mühsam'"' , Schönhauser Allee 20 19.30 Uhr 
-Film "Pueblo en armas" ("Ein Volk unter Waffen" über den 
‚spanischen Bürgerkrieg) Umwelt-Bibliothek Berlin 22.00 Uhr 
Fr.27.04.:Johann Bauer "Perspektiven des gewaltfreien Anarchismus" 
Vortrag und Diskussion A-Laden 20.00 Uhr 
So.29.04.:-Anarchistische Stadtrundfahrt, | 
Treff:ostbin. Bödecker Str.30 12.00 Uhr | | 
-"Anarchismus+ Feminismus= Anarchafeminismus” Vortrag und 
Diskussion Umwelt-Bibliothek Berlin 16.00 Uhr 
-Die anarchosyndikalistische Zeitung "Direkte Aktion’ im 
Gespräch A-Laden 19.30 Uhr 
-Klaus Schmitt , Vortrag "Anarchistische Wirtschafts 
theorien" Umwelt-Bibliothek Berlin 20.00 Uhr 
M0.30.04.:Jakob Es "Anarchie und Ökologie" Vortrag und Diskussion 
El Locco 19.30 Uhr | 
Mi.02.05.:Christian Herz "Geschichte der Wehrpflicht- Kampagne gegen 
die Wehrpflicht" Vortrag mit Bildmaterial 
Mehringhof 20.00 Uhr 
Do.03.05.:Dieter Brünn "Yankees gegen Yankee-Krieg" Vortrag u. Disk. 
Mehringhof 20.00 Uhr 
Fr.04.05.:-FAU/IAA (Ortsgruppe Berlin/West) "Arbeitszeitverkürzung” 
Vortrag und Diskussion A-Laden 19.30 Uhr 
-"Geschichte der Föderation gewaltfreier Aktionsgruppen / 
‚ Graswurzelrevolution (FöGA)'" Vortrag und Diskussion 
Mehringhof 20.00 Uhr 
Sa.05.05.:-"Die Wobblis" Film , Klub "Wissenschaft" 17.00 Uhr 


f 
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50.06.05. 


Mo.07.05. 


Di. 08.05. 


 -TAA-Sekretariat: "die Internationale ArbeiterInnen 
Assoziation (TAA) heute" Vortrag und Diskussion 


’ 


Klub" Wissenschaft" 19.30 Uhr 
-Uve Timm "Libertäre Ökonomie kontra Kapitalismus” Vortrag 
und Diskussion Mehringhof. 20.00 Uhr 


:Gernot Lennert "Die Diggers- antiautoritäre frühkommunis- 


tische Bewegung im 17.Jhd." Vortrag mit Diskussion 
Mehringhof 20.00 Uhr 


:-Info- und Aktionsstelle zur Totalverweigerung (TAT) 


"Totalverweigerung in Berlin" Mehringhof 20.00 Uhr 
-Ralf G.Landmesser "Der Aufstand in Kronstadt" 
Schönhauser Allee 20 20.00 Uhr 
:Wolfran Beyer "Ernst Friedrich und die War Resisters 
International (WRI)" Film, Vortrag, Diskussion 
Anti- Kriegs- Museum 20.00 Uhr 


Ausserdem laufen im El Locco fast jeden Tag Filme und Veranstaltungen 
zum Thema "Erich Mühsam' 


AKKKKKKKKKAKKKKKKKKAKKKKÄKHKKKKKHKKKK KHK KK TS EEK KK KEKKEKK KA KK KK 


TERMINE * TERMINE * TERMINE * TERMINE * TERMINE * TERMINE * TERMINE * 


14. April Mauerstreifen zwischen Ost- und Westberlin, 10 Uhr ab 


20./21.4. 


.21.April 


22.April 
26.April 
29.April 


1. Mai 


8. Mai: 


Potsdamer Platz: Aktion der Grünen Liga: Lupinen-Aussat im 
Mauerstreifen | 

Vollversammlung der Initiative Frieden und Menschenrechte. 
Anmeldung: Haus der Demokratie, Friedrichstr. 165, Berlin, 


Tel. 2291396 


Dresden, Prager Straße 10: Aktionstag gegen Militär, 
Wehrdienstausweise sind mitzubringen 
Ostberlin, Kirche von Unten, 15.00 Uhr, Konzert: Hard-Core- 


Band aus Schweden 


lokale Aktionen zum Tschernobyl-Gedenktag.Angeregt wurde 
u.a. ein landesweites Glockenläuten. 
Demonstration zum Tschernobyl-Gedenktag in Stendal ‚Beginn 


‘14 Uhr ‚Energiemesse ab 11 Uhr. 


Ostberlin, 11 Uhr, Treffpunkt: Friedrichstr./Ecke Hannover- 
sche Straße, eigenständige Maidemonstration unter dem Motto 
"100 Jahre 1. Mai - Widerstand gegen Unterdrückung, Kapital 
und Faschismus 

Antifa-Tag. Antifa Gruppen aus Greifswald, Brandenburg, 


Berlin, Magdeburg, Halle, Leipzig, Gruben, Meiningen, Suhl, 
Bad Salzungen rufen dazu auf, den von den Stalinisten 
vermarkteten Tag mit neuen antifaschistischen Inhalten zu 
füllen. 


OSTERMARSCH 


14.April 


15.April 


14.April 12.00 Boslar, Ostermarsch, Aktion Nato-Bunker Linnich 
Dresden, Straße der Befreiung: Osterboulevard _ 

13.00 Berlin, 1. Berliner Ost-West-Ostermarsch, "Für 
Solidarität und Entmilitarisierung - Berlin ohne Militär" 
Auftakt: 13.00 Ostberlin Monbiiouplatz (Nähe S-Bhf. 
Marx-Engels-Platz, ca. 15.00 Übergang Heinrich-Heine- 
Straße, 16.00 Westberlin, Hermannplatz (Neukölln) Abschluß- 
kundgebung und Fest 


